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Aktuell
BA schafft Datenpool 
mit SGB II-Kennzahlen 
Die Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände, des BMAS und der Bun-
desagentur für Arbeit haben für die 
SGB II Organisationseinheiten (354 
Arbeitsgemeinschaften, 19 getrennte 
Träger und 69 Optionskommunen) 
einen Datenpool mit Kennzahlen für 
interregionale Vergleiche vereinbart: 
Die BA bietet mit dem neuen Da-
tenpool die Möglichkeit, Leistungen 
und Erfolge bei der Betreuung und 
Integration von Arbeitslosengeld-II-
Empfängern regional zu vergleichen. 
„Damit schafft die BA Transparenz für 
alle Träger des SGB II und eine gute 
Grundlage durch Leistungsvergleiche 
die Ergebnisse im SGB II-System zu 
verbessern“, so Vorstandsmitglied 
Raimund Becker. Die Kennzahlen 
geben Informationen zur wirtschaft-
lich-sozialen Situation der Region, 
Entwicklung der Hilfebedürftigkeit, 
SGB II-Leistungen, Arbeitslosigkeit 
und die Ausgaben für aktive Leistun-
gen erwerbsfähiger Hilfebedürftiger. 
http://statistik.arbeitsagentur.de
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Deutschland ist immer noch 
Entwicklungsland
Karin Evers-Meyers, Beauftragte der 
Bundesregierung für die Belange be-
hinderter Menschen, über die Erwar-
tungen an das „Europäische Jahr der 
Chancengleichheit für alle“. 
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Die neue Dimension der 
betrieblichen Prävention
Warum Dr. Friedrich Mehrhoff vom 
HVBG den nicht mehr ganz so neuen 
§ 84 SGB IX für einen Paradigmen-
wechsel in der Sozialpolitik hält.
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Mit dem Zukunftskonzept bringt 
sich das BMAS ganz aktiv 
in den Weiterentwicklungsprozess 
der beruflichen Rehabilitation ein 
und macht damit deutlich, wie sehr 
man sich in Berlin seiner Struktur-
verantwortung bewusst ist. Das Ziel 
ist klar und lautet: Berufliche Re-
habilitation soll auf der Erfolgsspur 
bleiben. Die Perspektive ist eben-
falls eindeutig: Auch im Jahr 2020 
wird es Dienstleister zur berufli-
chen Rehabilitation geben müssen 
– wenn auch mit einem veränder-
ten Profil, wie das BMAS-Konzept 
zeigt: Die zentralen Aufgaben in 
Zukunft lassen sich mit Individua-
lisierung und Integration am besten 
auf einen Punkt bringen. Hier setzt 
das BMAS auf eine Verstärkung der 
aktuellen Entwicklungen – und will 
diesen Entwicklungsprozess auch 
engagiert als „Coach“ begleiten, 
wie Erika Huxhold formuliert.   

Zukunftskonzept „Reha 2020“
BMAS stellt Weichen für berufliche Rehabilitation 
Die sozialökonomischen Rahmenbedingungen der beruflichen Reha-
bilitation haben sich bereits tiefgreifend verändert, aber auch der 
Arbeitsmarkt befindet sich in einem rasanten Wandel. Wie angesichts 
der neuen Vorzeichen eine erfolgreiche Lösung für die Zukunft aus-
sehen kann, hat das  Bundesministerium für Arbeit und Soziales in 
seinem Zukunftskonzept „Reha 2020“ skizziert. Rehavision sprach 
darüber mit Erika Huxhold, Abteilungsleiterin V im BMAS, zuständig 
für die Belange behinderter Menschen, Rehabilitation, Sozialhilfe, 
Soziale Integration.

Rehavision: Das BMAS bringt 
sich mit dem Zukunftskonzept 
„Reha 2020“ ganz aktiv in den 
aktuellen Veränderungsprozess 
im Bereich der beruflichen Reha-
bilitation ein. Warum? Halten Sie 
berufliche Reha für ein Erfolgs-
modell?

Erika Huxhold: Der Bund, aber 
auch die Länder und Rehabi-
litationsträger sind nach dem 
SGB IX in der Pflicht, sich für 
eine ausreichende Zahl und eine 
entsprechende Qualität der Ein-
richtungen der beruflichen Reha 
einzusetzen. Außerdem räumt 
dieses wegweisende Gesetz den 
Berufsförderungswerken einen 
besonderen Platz ein, wenn es um 
die Sicherung der Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen am 
Arbeitsleben geht. Und nicht zu-
letzt haben die BFW wirklich eine 

Erfolgsstory geliefert. Zehntau-
sende Menschen verdanken ihnen 
eine zweite oder dritte berufliche 
Chance. Alles gute Gründe, die 
berufliche Reha in Deutschland 
in seiner hoffentlich anhaltenden 
Erfolgsspur zu halten und zu be-
gleiten.

Die sozialökonomischen Voraus-
setzungen wandeln sich. Mit 
welchen Konsequenzen ist das 
in der Reha-Landschaft verbun-
den?

Die Berufswelt des Jahres 2007 ist 
eine andere als die vor zwanzig 
oder fünfundzwanzig Jahren. Die 
Veränderungen in der Arbeitswelt 
und in der Gesellschaft sind mit 
den Händen greifbar. Nehmen 
Sie nur die Stichworte Digitali-
sierung und Individualisierung. 
Hinzu kommt die Geschwindig-
keit, in der heute Wissen neu 
entsteht, aber auch verfällt. Das 
Tempo dieser Entwicklungen ist 
atemberaubend und hält an. Das 
alles hat Auswirkungen auf die 
Arbeitsplatzgestaltung, gesund-
heitsfördernde oder -schädliche 
Arbeitsbedingungen und stellt 
auch die berufliche Reha vor 
neue Herausforderungen. Indivi-

Fortsetzung auf Seite 2
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Liebe Leser,
die letzten Jahre haben gewaltige 
Veränderungen in vielen sozialen 
Bereichen gebracht. Die Folgen 
neuer Gesetze, insbesondere das 
SGB II, aber auch organisatorische 
Änderungen bei der Bundesagen-
tur für Arbeit, in der Renten- und 
der Unfallversicherung haben sich 
entscheidend auf die Siche-
rung der Teilhabe behinderter 
Menschen ausgewirkt. Diese 
Entwicklungen sind nicht ohne 
Konsequenzen für die Berufsförde-
rungswerke (BFW) geblieben: Sie 
wurden mit der Anforderung nach 
Restrukturierung und Neuausrich-
tung in bisher nicht bekanntem 
Ausmaß konfrontiert. Die BFW 
haben sich diesen Herausforde-
rungen offensiv und konstruktiv 
gestellt. Mit den bisher vorliegen-
den Ergebnissen wurde eine erste 
Grundlage geschaffen, um die 
zukünftigen Aufgaben und Ziele 
sowie die Leistungsangebote und 
Konzepte der BFW neu zu definie-
ren. Um die Zukunft zu gestalten, 
koordiniert das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (BMAS) den 
Dialog aller Beteiligten mit dem 
Ziel, erste umsetzbare Ergebnisse 
bis zum 01.07.2007 zu erreichen. 
In drei gemeinsamen Arbeitsgrup-
pen mit den Reha-Trägern werden 
wesentliche Zukunftsfragen bear-
beitet und neben der Qualitätssi-
cherung und neuen Preismodellen 
ein neues Rehamodell entwickelt. 
Gleichzeitig hat das BMAS ein 
Konzeptpapier „Reha 2020“ vor-
gelegt, das auf die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppen aufsetzt und die 
Voraussetzungen schaffen soll, um 
das Erfolgsmodell Rehabilitation in 
Deutschland zukunftsfest zu gestal-
ten. Damit hat das BMAS seine 
Strukturverantwortung bekräftigt 
und die Richtung bestimmt. 

Ihr Manfred Thrun
ARGE Vorstandsvorsitzender

duelle, passgenaue Lösungen sind 
gefragt, die die Beschäftigungs-
fähigkeiten des einzelnen in den 
Fokus nehmen.

Welche Merkmale muss berufli-
che Reha in Zukunft aufweisen?

Ich sprach schon kurz die not-
wendige Individualisierung der 
Leistungen an. Das scheint mir 
die Kernaufgabe beruflicher Reha 
künftig zu sein. Das ist vermutlich 
einfacher gesagt als getan, aber 
dennoch alternativlos richtig. Die 
BFW werden ihre Möglichkeiten 
nutzen und weiterentwickeln, denn 
sie wollen sich dieser enormen He-
rausforderung stellen. Der dienst-
leistende Charakter der BFW muss 
noch deutlicher geschärft werden. 
Neben die Individualisierung der 
Leistungen muss die Konzentra-
tion auf die Wiedereingliederung 
der Rehabilitanden treten. Das 
verlangt konzeptionell Neues und 
da ist schon einiges in Bewegung 
in den BFW. Dieser Prozess muss 
uneingeschränkt fortgesetzt wer-
den. Dafür bietet Reha 2020 die 
geeignete Plattform.

Sie planen, einen wissenschaft-
lichen Beirat  zu berufen. Welche 
Aufgaben soll dieser übernehmen 
und wie wird er sich zusammen-
setzen?

Berufliche Rehabilitation ist im 
Wesentlichen Praxis. Aber sie 
kann nicht allein davon leben und 
sich erneuern. Sie bedarf auch der 
wissenschaftlichen Betrachtung 
und Begleitung. Der geplante wis-
senschaftliche Beirat bildet dazu 
ein ganz wichtiges Instrument. 
Von ihm wollen wir erfahren, wie 
die Reha-Landschaft in zwölf, 
dreizehn Jahren aussehen kann. 
Dabei muss man viele Aspekte 
berücksichtigen: gesellschaftli-
che, betriebliche, medizinische, 
bildungspolitische zum Beispiel. 
Also ein Mix an Kompetenzen ist 
gefragt. Deshalb soll auch der Bei-
rat ganz „bunt“ zusammengesetzt 
sein, mit Wissenschaftlern und 
Experten verschiedener Proveni-
enzen. 

Wir erwarten Antworten auf die 
Frage, wie berufliche Reha in Zei-
ten der Individualisierung, Glo-
balisierung und Beschleunigung 
erfolgreich sein kann. Wie sich 
Reha-Prozesse optimieren und 
vorhandene Strukturen weiter-
entwickeln lassen. Dieser Beirat 
soll uns Mitte 2008 berichten. Wir 
erhoffen uns viel Stoff für eine an-
regende Debatte. Und - was noch 
fast wichtiger ist - konkrete Vor-

schläge für Veränderungen, um 
das Erfolgsmodell BFW zukunfts-
orientiert zu gestalten.

Die BFW haben 2006/7 ein 
Mengen- und Preismodell, 
Vorschläge zur Qualitätsent-
wicklung sowie ein Reha-Modell 
erarbeitet. Können diese Arbeits-
ergebnisse als Grundlage für 
Reha 2020 gelten?

Selbstverständlich ist das eine we-
sentliche Grundlage. Aber damit 
sind die BFW noch nicht am Ende 
der Anstrengungen angelangt. 
Die Hauptfahrtrichtung heißt In-
dividualisierung und Integration. 
Auf dieser Spur müssen die BFW 
weitere Anstrengungen - auch mit 
Hilfe externer Beratung - unter-
nehmen. Dazu gehört die Bildung 
von Netzwerken mit Betrieben 
und Unternehmen, die Etablierung 
gemeinsamer Dienstleistungsan-
gebote und nicht zuletzt gemein-
same Aktivitäten auf den Feldern 
von Entwicklung und Forschung. 
Fördern und Fordern ist ein Gebot 
moderner Arbeitsmarktpolitik, das 
sich auch an Institutionen und 
Einrichtungen richtet. Steuerzahler 
und Beitragszahler haben die BFW 
mit öffentlichen Mitteln gefördert. 
Auch deswegen bleiben sie gefor-
dert, bestmögliche Leistungen zu 
erbringen.

Sie bezeichnen berufliche Reha 
als Erfolgsmodell. Wird es künf-
tig neben den BFW weitere 
Akteure geben, die dieses Modell 
zukunftsfähig erhalten sollen? 

Der Rehabilitand steht im Mittel-
punkt von Reha 2020. Alles und 
alle, die der erfolgreichen Teilhabe 
am Arbeitsleben nützen und sie 
unterstützen, sind willkommene 
Partner. Dazu gehören unverän-
dert ganz zentral die Rehabilita-

tionsträger. Sie tragen weiter ein 
hohes Maß an Verantwortung für 
das Reha-Geschehen und für die 
Reha-Landschaft. Deshalb sind 
sie in diesem Prozess ganz unver-
zichtbar. Sie werden in alle wichti-
gen und wesentlichen Abläufe von 
Reha 2020 mit eingebunden sein. 
Aber daneben wollen wir auch 
andere Akteure mit ihren ganz 
spezifischen Kenntnissen und Fä-
higkeiten in diesen Prozess mit 
einbinden. Über die Wissenschaft 
haben wir eben schon gesprochen. 
Über mögliche Betätigungsfelder 
externer Beratung in den BFW 
auch. 
Sie sehen, es ist ein ganzer Strauß 
von Kompetenzen, den wir da zu-
sammenbinden wollen. Gemeinsa-
mes Ziel muss sein, Menschen mit 
Behinderungen unter veränderten 
Bedingungen dauerhaft Chancen 
zur Teilhabe zu eröffnen.

Welche Rolle wird das BMAS bei 
der Weiterentwicklung der berufli-
chen Rehabilitation übernehmen?

Das BMAS hat den Prozess initiiert 
und ist einer unter vielen Akteu-
ren. Wir haben schon das Gespräch 
zwischen BFW und Reha-Trägern 
Anfang 2006 angeschoben. Wir 
begleiten diesen Diskussionspro-
zess auch weiter. Jeder hat darin 
seine eigene Aufgabe. Aber es ist 
wie im Mannschaftssport, selbst 
die stärksten Einzelkönner bil-
den nicht immer das beste Team. 
Wenn Sie so wollen, sehen wir uns 
als BMAS ein wenig in der Rolle 
des Coachs. Wir setzen uns ein, 
damit die Akteure effizient und 
effektiv zusammenarbeiten. Dazu 
bedarf es manchmal der Ermunte-
rung, manchmal der Ermutigung. 
Die Aufgabe lohnt jedenfalls jeden 
Einsatz. Von allen Beteiligten.

Vielen Dank für das Gespräch!

Versteht die Rolle 
des BMAS bei der 
Weiterentwicklung 
der beruflichen 
Rehabilitation auch 
als Coach: Erika 
Huxhold, Leiterin 
der Abteilung V 
im Bundesministe-
rium für Arbeit und 
Soziales.

Interview
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2005/2006 mussten die Berufs-
förderungswerke mit einer schnell 
zurückgehenden Belegung fertig 
werden. Die Umstellungen in den 
Einrichtungen waren zum Teil 
mit einschneidenden Auswirkun-
gen auf die Belegschaft verbun-
den. Ob dieser Prozess bereits zu 
Ende ist, steht auch heute noch 
nicht fest - dies wird auch davon 
abhängen, wie der Dialog zwi-
schen Berufsförderungswerken 
und Reha-Trägern ausgeht. Im-
merhin: Die wirtschaftliche Exis-
tenz einzelner bedrohter Häuser 
ist zunächst gesichert. Doch das 
ist keine Entwarnung für künf-
tige Mühen, sondern eine ganz 
entscheidende Voraussetzung für 
intensive, gemeinsame Anstren-
gungen zur Weiterentwicklung 
der Berufsförderungswerke. 
 
Die Urgedanken beruflicher 
Rehabilitation
Berufliche Rehabilitation bedeu-
tet im Kern Selbstfindung und 
Neuorientierung. Berufliche Inte-
gration und Teilhabe sind ihr we-
sentliches Ziel. Bildung ist dazu 
ein unverzichtbares Mittel. Die 
Menschen mit Behinderung sind 
Adressaten und Empfänger von 
Leistungen, aber auch die eigent-
lichen Produzenten beruflicher 
Reha. Im Erfolgsfall rehabilitie-
ren sie sich selbst. Dabei werden 
sie von kompetenten Partnern 
und Einrichtungen unterstützt. 
Die Urgedanken der beruflichen 
Rehabilitation sind angesichts 
des heutigen Teilhaberechts jetzt 
so modern wie eh und jeh. 

Wenn wir heute vom aktivieren-
den Sozialstaat reden, der nicht 
ausschließlich für Verteilungsge-
rechtigkeit sorgen kann, sondern 
vor allem Chancen eröffnen soll, 

Berufliche Reha in Zukunft – 
gemeinsam an einem Strang ziehen
Heinrich Tiemann, Staatssekretär 
im Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, über die Situation 
der Berufsförderungswerke

Die vergangenen beiden Jahre waren für die Deutschen Berufsförde-
rungswerke nicht einfach. Das weiß auch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales. In einer gemeinsamen Veranstaltung mit 
Reha-Trägern bekräftigte es seine Strukturverantwortung 
gegenüber den Experten der beruflichen Bildung. Für Rehavision 
beschäftigt sich Staatssekretär Heinrich Tiemann mit der Situation 
der Berufsförderungswerke.

um Teilhabe zu ermöglichen, 
dann ist das System der beruf-
lichen Rehabilitation im Prinzip 
dafür eine geeignete Blaupause.

Massive Sparzwänge
Wir alle wissen, dass sich die 
staatlichen Rahmenbedingun-
gen deutlich verändert haben. 
Die Sozialhaushalte stehen unter 
massiven Sparzwängen, die So-
zialversicherungssysteme müssen
reformiert werden. Sozialausga-
ben müssen sich rechtfertigen vor 
dem Hintergrund der Leistungs-
fähigkeit unseres Staates und 
der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Volkswirtschaft. 

Die Arbeitswelt erlebt gravie-
rende Umbrüche. Das reicht von 
der Auflösung des so genann-
ten Normalarbeitsverhältnisses 
bis hin zu vielfältigen Beschäf-
tigungsformen, wie Leih-, Teil-
zeit-, Tele- und Projektarbeit. Das 
betrifft die Zunahme wissens-
gestützter Produkte und Dienst-
leistungen bis heute und die 
technologischen Entwicklungen 
in den kommenden Jahren. Hin-
zu kommt schließlich eine sehr 
angespannte Arbeitsmarktlage, 
angesichts der es gerade Men-
schen mit Vermittlungshemm-
nissen, etwa einer Behinderung 
oder mit geringer Qualifikation, 
besonders schwer haben, einen 
Arbeitsplatz zu finden. 

Auf veränderte Rahmenbedin-
gungen einstellen
Auf diese veränderten Rahmen-
bedingungen mussten – und 
müssen – die Berufsförderungs-
werke reagieren. Sicher ist, dass 
berufliche Reha in Zukunft 
1. individueller und aktivierender, 
2. vorzeitiger und komplexer und 

3. ambulanter und betriebsnäher 
werden muss, um eine erfolgrei-
che Integration in das Arbeitsle-
ben zu bewirken.

Die Berufsförderungswerke sind 
in den letzten Jahren auf dem Weg 
zu modernen, sozialen Dienstleis-
tungsunternehmen weit voran 
gekommen. Die Entwicklungs-
zeiten sind zwar unterschied-
lich, das gemeinsame Ziel aber 
muss bleiben: dauerhaft hoch-
leistungsfähige, den Notwendig-
keiten und Herausforderungen 
des Arbeitsmarktes angepasste 
Einrichtungen vorzuhalten. Auf 
diesem Weg werden das BMAS 
und die zuständigen Reha-Trä-
ger die Berufsförderungswerke 
auch weiterhin unterstützen. Fest 
steht: Das BMAS bekennt sich zu 
seiner Strukturverantwortung für 
die Berufsförderungswerke. Wir 
wollen sie gemeinsam mit unse-
ren Partnern, den Reha-Trägern, 
wahrnehmen.

In der Vergangenheit haben wir 
zusammen sehr viel Energie und 
Geld in den Auf- und Ausbau der 
Einrichtungen, insbesondere in 
Gebäude und Ausstattung sowie 
in die fachliche Ausbildung des 
Personals investiert. Jetzt müssen 
wir in Konzepte investieren, die 
die berufliche Rehabilitation für 
die veränderten Anforderungen 
fit macht. Dafür ist auch wichtig, 
dass die Arbeitsgemeinschaft ver-
stärkt mit einer Stimme spricht.

Gemeinsamer Dialog trägt 
Früchte
Es ist ein wichtiger Fortschritt, 
dass die Reha-Träger mit den 
Berufsförderungswerken in einen 
sehr engagierten Dialog über die 
Fortentwicklung der Einrichtun-

gen getreten sind. Der Bau der 
BFW war eine Gemeinschafts-
leistung von Bund, Ländern und 
Reha-Trägern. Ihre Weiterent-
wicklung muss es auch sein. So 
sieht es auch das SGB IX vor. 
Dass dieser Dialog sowie die Ge-
spräche in den Arbeitsgruppen 
erste Früchte tragen, freut mich. 

Reha 2020: Vision für die 
Zukunft
Die Welt wird von Ideen bewegt, 
so auch die Reha-Welt. Wie sieht 
die berufliche Reha der Zukunft 
aus? Welchen Platz werden die 
Einrichtungen darin haben? Mit 
dem Konzept „Reha 2020“ hat 
das BMAS eine Vision skizziert, 
wie das Erfolgsmodell berufliche 
Rehabilitation zukunftsorientiert 
gestaltet werden kann. Alle Be-
teiligten haben die eindringliche 
Erwartung, dass in diesem Pro-
zess alle BFW an einem Strang in 
dieselbe Richtung ziehen. Dann 
werden wir Erfolg haben. 

Heinrich Tiemann, Staatssekretär 
im Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales
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Wie überall, sind auch in Nieder-
sachsen die Reformen der letzten 
Jahre zu spüren, die Einführung 
des SGB II hat zu tiefgreifenden 
Veränderungen geführt. „Noch heu-
te läuft die Umsetzung der gesetz-
lichen Änderungen nicht überall 
rund“, beschreibt Dr. Christine Ha-
wighorst, Staatssekretärin im nie-
dersächsischen Sozialministerium 
die Situation: „Es wurden zunächst 
keine oder deutlich weniger Kosten 
auslösende Maßnahmen seitens der 
Bundesagentur bewilligt und auch 
andere Reha-Träger haben ihre Fall-
zahlen deutlich zurückgeschraubt.“ 
Die Auswirkungen sind erheblich. 
„2005 wurden durch die Agentu-
ren in allen drei BFW nur noch 165 
Anmeldungen getätigt“, erläutert 
Norbert Raasch, Geschäftsführer 
des BFW Weser-Ems. Mit Folgen für 
Menschen mit Behinderungen und 
für die niedersächsischen Berufsför-
derungswerke Bad Pyrmont, Gos-
lar und Weser-Ems: Sie sahen die 
Belegungszahlen an einem Punkt 
angelangt, wo die besondere Aus-
gestaltung mit Fachdiensten nicht 
mehr dauerhaft sichergestellt wer-
den kann - und wandten sich daher 
an die politisch Verantwortlichen 
auf Landesebene. Schließlich be-
gründet das SGB IX eine gesteiger-
te staatliche Verpflichtung für eine 
umfassende Integration und Selbst-
bestimmung behinderter Menschen 
(§19). Und die Politik wurde aktiv: 
Schon im Juni 2006 appellierte das 
Sozialministerium in einer gemein-
samen Erklärung mit der BA-Regio-
naldirektion Niedersachsen-Bremen 
an Reha-Träger und Unternehmen, 
die Situation der beruflichen Qua-
lifikation zu verbessern. Aber es 
blieb nicht bei dem Appell allein: In 
Gesprächen mit Spitzenvertretern 
aus Politik und Verwaltungen, aus 
Arbeitsagenturen und Argen wur-

den die spezifischen Problemlagen 
erörtert – und auch gleich Nägel 
mit Köpfen gemacht: Nicht nur tra-
fen die Teilnehmer die Verabredung 
hinsichtlich einer verstärkten regi-
onalen Zusammenarbeit, sondern 
beschlossen zudem die Verabschie-
dung einer gemeinsamen Erklärung 
mit klar formulierten Zielen. Dr. 
Hawighorst dazu: „Für die BFW ist 
es außerordentlich wichtig zu wis-
sen, auf welche Belegungssituation 
sie sich in den nächsten Jahren 
einstellen müssen. Ich weiß um die 
Schwierigkeiten der Reha-Träger, 
Belegungszahlen zu prognostizie-
ren.“ Es helfe aber niemandem, 
wenn die BFW in zwei bis drei Jah-
ren nicht mehr am Markt seien, so 
die Politikerin. Daraus resultiere der 
Wunsch, verbindliche Zielzahlen 
für die drei BFW für das nächste 
Jahr zu vereinbaren. Im Gegenzug 
werden die BFW weiterhin Inhalte 
und Umfang ihrer Rehamaßnahmen 
anpassen und geeignete Maßnah-
men auch außerhalb der stationären 
Einrichtungen ambulant in ver-
schiedenen Städten Niedersachsens 
anbieten. Norbert Raasch: „Wir 
werden die Bedarfe, Notwendig-
keiten und Anforderungen von 
Reha-Trägerseite noch verstärkter 
berücksichtigen und die besonderen 
Merkmale der beruflichen Rehabili-
tation vertiefen.“

Der Dialog in Niedersachsen wird 
fortgesetzt, und schon jetzt zeigt 
sich die Staatssekretärin zuversicht-
lich: „Für mich hat sich gezeigt, 
dass es sinnvoll ist, sich mit allen 
Beteiligten an einen Tisch zu setzen 
und um gute Lösungen zu ringen. 
Behinderten Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern muss weiterhin ein 
breites und erfolgreiches Spektrum 
beruflicher Rehabilitation zur Ver-
fügung stehen.“

Dialog in Niedersachsen
Nach Gesprächen mit Sozialministerium: 
verbindliche Belegzahlen vereinbart

Vielleicht war die Situation in Nie-
dersachsen besonders drastisch: 
Bis zu 80 % gingen die Anmelde-
zahlen bei den dortigen Berufsför-
derungswerken in den vergangenen 
dreieinhalb Jahren zurück. Grund zu 
handeln für alle Beteiligten. Unter 
Federführung des niedersächsi-
schen Sozialministeriums finden 
derzeit Gespräche statt, an deren 
Ende gemeinsam vereinbarte Ziele 
stehen, um die Zeit bis zur Imple-
mentierung des neuen Reha-Modells 
zu überbrücken.

Machte sich stark für die BFW: 
Dr. Christine Hawighorst mit Bernd 
Kossendey (BFW Bad Pyrmont, Mitte) 
und Norbert Raasch (BFW Weser-Ems), 
nicht im Bild Werner Otte (BFW Goslar).

BA verteilt Aufgaben im 
Vorstand neu
Raimund Becker künftig für berufliche 
Rehabilitation zuständig

Welchen Stellenwert hat beruf-
liche Rehabilitation 2007 bei 
der BA?
Becker: Die berufliche Rehabili-
tation ist für uns auch in diesem 
Jahr eines der wichtigen stra-
tegischen Geschäftsfelder mit 
einem Finanzvolumen von gut 
2,7 Mrd. EUR für Leistungen zur 
Rehabilitation mit dem Ziel der 
Ein- bzw. Wiedereingliederung 
in das Erwerbsleben. Die BA 
kommt damit ihren Verpflich-
tungen zur Beratung und För-
derung dieses Personenkreises 
weiterhin mit hoher sozialpoliti-
scher Verantwortung nach. 

Welche Ziele verbinden Sie mit 
Ihrem neuen Aufgabenbereich?
Becker: Vorrangiges Ziel ist und 
bleibt, betroffene Menschen 
schnell und dauerhaft in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Dabei geht es auch bei der be-
ruflichen Rehabilitation darum, 
die Vermittlungsprozesse mit 
dem Ziel einer besseren Inte-
grationsleistung zu optimieren 
sowie die Fördermaßnahmen 
in ihrer Wirkung zu verbessern, 
d.h. auf eine möglichst hohe In-
tegrationsquote nach Abschluss 
auszulegen. Bei der Erstein-
gliederung haben wir das Ziel, 
den jugendlichen Rehabilitan-
den bevorzugt eine Ausbildung, 
oder wenn notwendig, eine 
berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahme zu vermitteln. Wenn 
dafür die Voraussetzungen feh-
len, werden wir versuchen, die-
se jungen Menschen direkt in 
Arbeit zu integrieren.

Wo werden Sie neue 
Schwerpunkte setzen?
Becker: In diesem Jahr wird au-
ßerdem das Dienstleistungsan-
gebot der BA in der beruflichen 
Rehabilitation und Vermitt-
lung von schwerbehinderten 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) erhält eine neue Führungsstruktur: 
BA-Chef Frank-Jürgen Weise wird als Vorstandsvorsitzender die so 
genannten Querschnittsbereiche übernehmen - Personal, Finanzen 
und Arbeitsmarktpolitik – und damit stärker als bisher die Strate-
gie im operativen Kerngeschäft bestimmen. Heinrich Alt übernimmt 
die Zuständigkeit für den Bereich der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende und Raimund Becker für die Arbeitslosenversicherung. Der 
48-jährige Becker ist zudem künftig für den Bereich der berufli-
chen Rehabilitation verantwortlich. In Rehavision spricht er über die 
Schwerpunkte und Ziele seines neuen Zuständigkeitsbereiches.

Menschen mit so genannten 
Handlungsprogrammen ver-
bessert werden. Der Prozess 
von Beratung und Vermittlung 
wird dadurch für alle Beteilig-
ten transparenter, verbindlicher 
und nachvollziehbarer. Dazu 
gehört auch, die Arbeitgeber-
betreuung und die stellenorien-
tierten Vermittlungsprozesse für 
diesen Personenkreis weiter zu 
verbessern.

Was wünschen Sie sich für 
die Zusammenarbeit mit den 
Berufsförderungswerken?
Becker: Zur Zusammenarbeit 
mit den Berufsförderungswer-
ken kann ich nur feststellen, 
dass die BA auch weiterhin die 
Kooperation mit fachlich pro-
fessionellen Dienstleistern eng 
und vertrauensvoll gestaltet; 
es muss für beide Seiten eine 
erfolgreiche Arbeit zum Wohle 
des der Unterstützung bedürfti-
gen Personenkreises im Vorder-
grund stehen.

RAIMUND BECKER (*1959 )
ist seit 2003 in der Hauptstelle 
der BA: Zunächst übernahm er 
den Geschäftsbereich Geldleis-
tungen, Sozialversicherung, Recht, 
Ordnung. Im Januar 2004 wurde 
er in der Zentrale der BA 
Zentralbereichsleiter Personal. 
Seit 19. Februar 2004 ist er 
Mitglied des Vorstandes der BA.
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„Während die jährliche Zahl von 
beruflichen Bildungsmaßnahmen, 
die Versicherte der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften absol-
vierten, bis zum Jahr 2000 noch 
zwischen 3600 und 3900 lag, be-
wegt sie sich seitdem nur noch 
zwischen 2900 und 3100“, bestä-
tigt Dr. Andreas Kranig „das ist ein 
Rückgang um ca. 20 % innerhalb 
weniger Jahre.“ Die Gründe dafür 
sind vielschichtig: „Hier wirken 
sich insbesondere die Erfolge in 
der Prävention sowie in der me-
dizinischen Heilbehandlung und 
Rehabilitation aus“, so der 57-
Jährige, beispielsweise können 
durch Ersatz von Latexhandschu-
hen in Gesundheitsberufen oder 
Vermeidung von Allergenen im 
Friseurhandwerk und in Bäcke-
reien viele Allergiker in ihrem 
angestammten Berufsfeld weiter 
arbeiten. 

Tendenz zur ambulanten Reha
Dennoch: Auch die beste Früh-
erkennung oder die wirksamsten 
Schutzvorkehrungen verhindern 
nicht alle Berufskrankheiten oder 
Arbeitsunfälle, eine berufliche 

Zielgruppenspezifische Rehabilitation 
als Devise der Zukunft
Aktuelle Entwicklungen bei den Unfallversicherern

Im vergangenen Jahr sind bei den BFW so wenige Maßnahmen zur 
beruflichen Rehabilitation wie noch nie zuvor belegt worden – eine 
Entwicklung, die trägerübergreifend festzustellen ist und sich auch 
bei den Unfallversicherern widerspiegelt. Rehavision sprach mit 
Dr. Andreas Kranig, Leiter der Abteilung Leistungs- und Versicherungs-
recht im Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
(HVBG), über Ursachen und Folgen.

Rehabilitation ist für viele Versi-
cherte nach wie vor notwendig. 
Das weiß auch der HVBG-Exper-
te. Allerdings hat sich hier eine 
starke Tendenz zu ambulanten 
Reha-Maßnahmen herauskristal-
lisiert. „Viele Versicherte wollen 
betriebs- und wohnortnah be-
ruflich rehabilitiert werden und 
weiterhin in ihrem gewohnten 
Umfeld leben“, führt Kranig als 
Grund für diese Entwicklung an. 
Der wachsende Anbieter-Markt 
im Bereich der beruflichen Re-
habilitation habe es möglich ge-
macht, diesem Wunsch verstärkt 
zu entsprechen. „Private Anbieter 
sind heute überall in der Region 
vertreten und halten flexible An-
gebote und Trainingsmaßnahmen 
vor.“ Trainingsmaßnahmen, die 
sich vor allem auf Training on 
the job beziehen – und damit dem 
Bedarf der Unfallversicherer und 
ihrer Klientel entsprechen. Kra-
nig: „Unsere Versicherten kom-
men direkt aus dem Erwerbsleben 
und sind meist entsprechend qua-
lifiziert. Sie benötigen häufig kei-
ne Erst- oder Grundausbildung, 
sondern müssen so weitergebildet 

werden, dass sie im Unfallun-
ternehmen oder aber zumindest 
in ihrer bisherigen Branche und 
unter Nutzung ihrer Kenntnisse 
und Berufserfahrungen weiterbe-
schäftigt werden können.“ Kranig 
macht kein Geheimnis daraus, 
dass diese Entwicklung Hand in 
Hand geht mit der gesetzlich auf-
erlegten Pflicht zur Wirtschaft-
lichkeit. „Die Unfallversicherung 
strebt stabile – möglichst sinken-
de – Beiträge an. Wir müssen mit 
den uns zur Verfügung stehenden 
Mitteln ökonomisch umgehen.“ 

„Wir brauchen BFW weiterhin!“
Der freie Wettbewerb, die Not-
wendigkeit zur Regionalisierung 
und Präsenz in der Fläche sowie 
zur Flexibilisierung verlangten 
von den traditionellen Anbietern 
der beruflichen Rehabilitation 
eine enorme Anpassungsleistung, 
das weiß Kranig sehr gut. Und 
die Entwicklung der BFW in 
Folge der Sparmaßnahmen bei 
allen Trägern, vor allem aber in 
Folge der Umstrukturierungen in 
der Sozialgesetzgebung sieht der 
Versicherungsrechtler mit großer 
Sorge. „Wir brauchen Berufsför-
derungswerke als hoch speziali-
sierte Einrichtungen weiterhin“, 
macht er deutlich, „und zwar in 
allen Fällen, in denen eine neue 
berufliche Qualifizierung nötig 
ist, weil die gesundheitliche Ein-
schränkung die Ausübung des 

alten Berufs unmöglich macht.“ 
Zielgruppenspezifische Rehabili-
tation lautet für die Unfallversi-
cherer die Devise der Zukunft. Sie 
hoffen – und wollen ihren Beitrag 
dazu leisten -, dass die Berufs-
förderungswerke diesen Anpas-
sungsprozess bewältigen. Dabei 
liegt dem Leiter der Abteilung 
Leistungs- und Versicherungs-
recht eines besonders am Her-
zen: „Die BFW benötigen Klarheit 
und Planungssicherheit. Dazu 
müssen die eingeleiteten Prozes-
se – Strukturverbesserungen bei 
den BFW, neues Reha-Konzept, 
Preisbildung – erfolgreich voran-
kommen. Es muss aber auch dafür 
gesorgt werden, dass die ALG-II-
Empfänger wieder auf die richtige 
Schiene kommen und ihren An-
spruch auf Maßnahmen zur be-
ruflichen Rehabilitation einlösen 
können.“ Hieran müssten 2007 
alle Beteiligten weiter arbeiten.

5Rehavision

Dr. Andreas Kranig

Der Zusammenschluss der Ver-
bände ist Teil eines Konzepts, mit 
dem die Selbstverwaltung aus Ar-
beitgebern und Versicherten die 
Strukturen der Unfallversicherung 
an veränderte Rahmenbedingun-
gen anpassen will. Dazu zählen 
auch weitere Fusionen unter Be-

Gemeinsamer Spitzenverband im Juli
Fusion von Berufsgenossenschaften und Unfallkassen sollen 
Unfallversicherung langfristig finanziell stabil machen
Im Juli werden die gewerblichen Berufsgenossenschaften und die 
Unfallkassen einen gemeinsamen Spitzenverband für die gesetzliche 
Unfallversicherung schaffen. Der neue Verband wird aus der Fusion des 
Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften (HVBG) 
und des Bundesverbandes der Unfallkassen (BUK) hervorgehen und 
den Namen „Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung“ tragen. 

rufsgenossenschaften und Unfall-
kassen sowie neue Mechanismen, 
um in der gewerblichen Unfall-
versicherung die Lasten zwischen 
den Branchen zu verteilen. „Wir 
schaffen damit die Basis für eine 
moderne Unfallversicherung in 
Deutschland“, erklärten HVBG-

Hauptgeschäftsführer Joachim 
Breuer und BUK-Geschäftsführer 
Hartmut Weber-Falkensammer. 
„Das Konzept berücksichtigt die 
zentrale Rolle der Prävention für 
die Unfallversicherung.“ 

Stabiler und schlanker wird die 
neue Struktur: Die Zahl der Be-
rufsgenossenschaften soll sich von 
derzeit noch 26 auf 9 im Jahr 2012 
verringern. Breuer: „Diese Struktur 
spiegelt eine reale und moderne 
Branchengliederung wider. Wei-
tere Konzentrationen wären da-

gegen der Anfang vom Ende der 
branchenspezifischen Prävention. 
Sie lösen zudem nicht die Proble-
me, die der Strukturwandel mit 
sich bringt.“ Ebenfalls abnehmen 
wird die Zahl der Unfallkassen und 
Gemeindeunfallversicherungsver-
bände, hier sind allerdings noch 
keine Größenordnungen bekannt. 
Welche Rechtsform der neue Spit-
zenverband haben wird, steht noch 
nicht fest – sowohl für eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts 
als auch für einen eingetragenen 
Verein sprechen Vorteile.
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Das EU-Jahr ist Herzstück einer Rah-
menstrategie, die die Öffentlichkeit 
für Gleichstellung und Nichtdiskri-
minierung sensibilisieren soll. Und 
hier gibt es in Deutschland noch 
einiges zu tun, meint die Behin-
dertenbeauftragte der Bundesregie-
rung, Karin Evers-Meyer. Zwar sei 
Deutschland seit dem Paradigmen-
wechsel in der Behindertenpolitik, 
der vor allem im Sozialgesetzbuch 
IX seinen Niederschlag gefunden 
hat, weiter als Länder, die selbstbe-
stimmte und umfassende Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben noch 
gar nicht auf dem politischen Tab-
leau stehen haben. Doch gemessen 
an Skandinavien sei Deutschland 
noch Entwicklungsland. „Es geht 
um die Chance auf umfassende Teil-
habe an der Gesellschaft“, so Evers-
Meyer, „dafür muss die Politik 
Menschen mit Behinderungen die 
richtigen Werkzeuge an die Hand 

Deutschland ist immer 
noch Entwicklungsland
Was Behinderte vom EU-Jahr 
„Chancengleichheit für alle“ erwarten

Karin Evers-Meyer, Beauftragte der 
Bundesregierung für die Belange 
behinderter Menschen, über die Ziele 
des „Europäischen Jahrs der Chan-
cengleichheit für alle“ 

„Europa heißt nicht nur Globalisierung von Kapital, sondern auch Glo-
balisierung von sozialen Standards – diese Sichtweise können Euro-
päische Jahre verstärken“, so die Beauftragte der Bundesregierung für 
die Belange behinderter Menschen, Karin Evers-Meyer. 2007 hat sich 
die Europäische Union zum Ziel gesetzt, Diskriminierung wirksam zu 
bekämpfen und daher zum „Jahr der Chancengleichheit für alle“ ausge-
rufen. Damit verbinden sich für behinderte Menschen hohe Erwartungen. 

geben“, beschreibt die 57-Jährige 
ihre Aufgabe. Dazu gehört das Per-
sönliche Budget, das ab 01.01.2008 
als verbindlicher Rechtsanspruch 
im Gesetz steht. Danach kann jeder 
behinderte Mensch bestimmen, wo 
er leben möchte: zu Hause, in einer 
Wohngemeinschaft oder in einem 
Heim. Evers-Meyer: „Wir wollen 
2007 nutzen, um dieses Instrument 
noch bekannter zu machen und wir 
werden genau hinschauen, ob es so 
funktioniert, wie wir uns das vor-
stellen.“ 

Politischer Meilenstein: 
Antidiskriminisierungsgesetz
Das im vergangenen Jahr verab-
schiedete Antidiskriminierungs-
gesetz wertet Evers-Meyer als 
politischen Meilenstein – und als 
ideale Vorbereitung auf das EU-
Jahr. Bis zum Sommer 2006 konn-
ten Behinderten Hotelzimmer und 

Restaurantplätze ohne jegliche Be-
gründung vorenthalten und behin-
derten Kindern Zahnversicherungen 
versagt werden. „Dieses Gesetz hat 
hier ein Verbot gesetzt, die Betrof-
fenen können ihr Recht nun ein-
klagen.“ Und dennoch - mit dem 
Gesetz wurde Deutschland nicht 
Antidiskriminierungsfrei. Noch im-
mer gebe es keine Chancengleich-
heit im Schul- und Vorschulbereich, 
stellt die Behindertenbeauftragte 
fest, aber genau hier fange die In-
tegration an. Evers-Meyer kritisiert, 
dass in Deutschland bereits durch 
das Schulsystem eine Aussonde-
rung stattfinde. „Ohne den Einbe-
zug von behinderten Kindern in der 
Schulzeit werden wir niemals eine 
umfängliche Integration im Ar-
beitsleben erreichen. Was nicht im 
vorhinein ausgegrenzt wird, muss 
hinterher nicht eingegliedert wer-
den“, ist sie sich sicher. Inklusion 
führe zu mehr Selbstverständlich-
keit im Umgang mit behinderten 
Menschen und damit letztlich auch 
zu einem gleichberechtigten Zu-
gang zur Ausbildung und zur 
Beschäftigung. Dass in Hinblick 
auf die Beschäftigung von Behin-
derten noch viel Arbeit zu leisten 

Pünktlich zum Beginn des EU-Jah-
res „Chancengleichheit für alle“ 
wurden nun in Dortmund die Er-
gebnisse des Projektes „E-Quality“ 
vorgestellt – und dabei zeigte sich 
deutlich, dass Frauen vor allem ei-

sei, weiß die engagierte Politikerin. 
Zwar könne man mit den euro-
päischen Initiativen nachhaltige 
Impulse setzen und auf Probleme 
hinweisen, aber für das notwendi-
ge Umdenken in Unternehmen sei 
kontinuierliche Arbeit vor Ort not-
wendig. „Hier leisten die Berufsför-
derungs- und Berufsbildungswerke 
eine ganz, ganz wichtige Arbeit“, 
betont Evers-Meyer und unter-
streicht: „Sie sind unersetzlich und 
daher werden wir 2007 verstärkt 
darauf achten, dass die Gelder, die 
für diese Maßnahmen vorgesehen 
sind, auch ausgegeben werden.“ 
Aber die Bundespolitikerin weiß 
auch, dass es einige Zeit brauchen 
wird, um die in den vergangenen 
Jahren durch die Arbeitsmarktre-
formen zerschlagenen Strukturen 
wieder aufzubauen.

Internationale Behindertenkon-
ferenz in Berlin 
Einen Fokus auf diesen Bereich 
wird die internationale Behinder-
tenkonferenz in Berlin am 11. /12. 
Juni 2007 legen, die unter dem 
Schwerpunkt „Arbeitsmarkt, Bil-
dung und Barrierefreiheit“ statt-
findet. Mit dieser Konferenz wolle 
man die Verantwortung Deutsch-
lands für die Teilhabe behinderter 
Menschen sichtbar machen, hatte 
der parlamentarische Staatssekre-
tär im Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales, Franz Thönnes, 
im Sommer erklärt und damit den 
hohen Stellenwert ausgedrückt, den 
Deutschland dem EU-Jahr beimisst.

Gleiche Chancen für Frauen
Projekt „E-Quality“: Mehr Chancengleichheit 
in der beruflichen Rehabilitation 
Nur 25 % der Teilnehmer einer beruflichen Rehabilitationsmaßnahme 
sind weiblich – seit langem kennen Berufsförderungswerke und Reha-
Träger diesen niedrigen Wert. Doch über die Ursachen dafür gab es bis-
lang eher Vermutungen als Beweise. Um zu untersuchen, wie man die 
berufliche Rehabilitation attraktiver für Frauen gestalten könnte, initi-
ierte Ludger Peschkes, Vorsitzender des Arbeitskreises „Frauen in der 
beruflichen Rehabilitation“ und Direktor des BFW Dortmund, 2006 ein 
Projekt, dass die Chancengleichheit für Frauen erhöhen soll. 

nes wollen: eine auf sie zugeschnit-
tene Kommunikation. „Frauen sind 
anders, Männer auch“, brachte es 
die wissenschaftliche Begleiterin 
und Projektleiterin Dr. Gudrun 
Richter-Witzgall von der Sozial-

forschungsstelle Dortmund auf 
den Punkt. Entsprechend „anders“ 
müssen nicht nur die Angebote 
sein, sondern auch bereits die In-
formationsmaßnahmen. Am Ende 
des Projektes kristallisierten sich 
als notwendige Produkte heraus: 
Wohneinheiten für allein erziehen-
de Mütter mit Betreuungsangebo-
ten für Kinder, Qualifizierungen 
mit mehr Fernlernanteilen, so dass 
Familie und BFW besser miteinan-
der vereinbar sind – und spezielle 
Infomaterialien und Broschüren, 
um Frauen auf die Angebote der 
beruflichen Rehabilitation auf-
merksam zu machen. „Behinderte 
Frauen sollen die gleichen Chan-

cen wie behinderte Männer haben, 
um wieder in den Arbeitsmarkt 
integriert zu werden“, unterstrich 
Peschkes. Und stieß bei Reha-Trä-
gern auf großes Interesse. Ursula 
Filoda, Rehaberaterin der Deut-
schen Rentenversicherung Bund: 
„Knapp 60 % meiner Beratungen 
erfolgen für Frauen – ihnen ziel-
gerichtet Informationen und An-
gebote zu unterbreiten, bietet gute 
Chancen, um die berufliche Re-
habilitation in Zukunft ein Stück 
mehr für Frauen zu öffnen.“ Das 
fanden auch die verschiedendsten 
Jobcenter der Argen in NRW, die 
sich bereits das Informationsmate-
rial zusenden ließen.
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Die Gesellschaft – das ist keine 
anonyme Masse, sondern letztlich 
jeder Einzelne. Bei diesem Gedan-
ken setzt die 2006 gestartete Kam-
pagne „die gesellschafter“ an: Statt 
passivem »Das-widerfährt-mir-ein-
fach«-Denken wollen die Initiatoren 
der Bevölkerung die Möglichkeit ge-
ben, aktiv an der Diskussion um die 
Zukunft der Gesellschaft zu partizi-
pieren: „Wir wollen die Frage nach 
der Zukunft unseres Gemeinwesens 
aus der Reformrhetorik von Talk-
shows und Expertenrunden zurück 
in die Mitte der Gesellschaft tragen“, 
erklärt Heike Zirden, Sprecherin der 
Aktion Mensch und Projektleiterin 
von dieGesellschafter.de. „Nicht die 
Frage, in was für einer Gesellschaft 
wir leben müssen oder sollen, ist für 
die Zukunft des Zusammenlebens 
in einer Demokratie entscheidend, 
sondern die Frage, in was für einer 
Gesellschaft wir leben wollen.“

Ein Weg statt Lösungen
Anders als andere Initiativen gibt 
diese keine Lösungen vor, sondern 
zeigt einen Weg auf: Dieser Weg 
heißt „Gemeinsamkeit und Dialog“: 
Die grundlegende, aber offene Fra-
ge „In was für einer Gesellschaft 
wollen wir leben?“ will Anregung 

Serie: Soziales bewahren 

Die Zivilgesellschaft meldet sich zu Wort
Nachdem in den vergangenen Jahren Staat, Medien und Wirtschaft die 
Debatte um Zukunft und Selbstverständnis der Gesellschaft beherrscht 
haben, hat im Frühjahr 2006 ein Perspektivwechsel stattgefunden: 
Die Kampagne der Aktion Mensch, „die Gesellschafter.de“, holt die 
Diskussion um die Zukunft des Sozialstaates wieder ins Zentrum der 
Gesellschaft, zu den Bürgern zurück. 

sein und Freiräume für neue Blick-
winkel und Konzepte, auch in ak-
tuellen politischen und ethischen 
Diskussionen eröffnen: „Gesell-
schaftliches Selbstverständnis lässt 
sich nicht von oben verordnen, 
sondern muss breit und offen unter 
Beteiligung aller diskutiert werden“, 
meint Heike Zirden. Die 42-Jährige 
ist sich sicher, dass der tatsächli-
che Einfluss, den die Bevölkerung 
auf die Gestaltung von Politik hat, 
häufig unterschätzt wird. „Sowohl 
Politik als auch Medien reagieren 
sehr sensibel auf neue Strömungen, 
wenn sie sich denn als solche arti-
kulieren.“ Dafür bietet dieses Pro-
jekt eine Chance.

Der Perspektivwechsel zeigt be-
reits Resonanz: Mehr als bislang 
700.000 Besucher der Internetseite 
www.diegesellschafter.de zeigen, 
dass ein großes Bedürfnis in der 
Bevölkerung besteht, sich öffent-
lich über sozialpolitische Themen, 
die Weiterentwicklung und Zu-
kunft des Sozialstaates auszutau-
schen. Dass das Engagement dabei 
nicht auf den gemeinsamen Dialog 
beschränkt bleiben muss, dafür 
haben die Initiatoren des Projekts 
ebenfalls gesorgt.

Freiwilliges Engagement für 
andere
Zum Gesellschafter-Projekt hat die 
Aktion Mensch ein eigenes För-
derprogramm mit einem Gesamt-
volumen von rund 15 Millionen 
Euro eingerichtet. Im Rahmen des 
Förderprogramms können Projek-
te von freien gemeinnützigen Or-
ganisationen bezuschusst werden, 
die zu mehr Gerechtigkeit in der 
Gesellschaft beitragen und in de-
nen sich Menschen auf freiwilliger 
Basis für andere engagieren. Die 
Förderhöchstgrenze für ein Projekt 
beträgt 4.000 Euro, der maximale 
Förderzeitraum ein Jahr. Auch die 
Themen des „Europäischen Jahres 
der Chancengleichheit für alle“ 
spielen bereits seit Beginn des 
Projektes eine Rolle: „Mit mehr 

als 220 bundesweiten Aktionen 
und Veranstaltungen im Rah-
men des Gesellschafter-Projek-
tes fand bereits im vergangenen 
Jahr ein Europäischer Protesttag 
zur Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen statt. Im Mit-
telpunkt der Aktionen standen 
die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen in ihren Städten 
und Gemeinden, Landesgleichstel-
lungsgesetze und Barrierefreiheit“, 
so Heike Zirden. Für den 5. Mai 
2007 sind wieder Aktivitäten mit 
zahlreichen Initiativen und Ver-
bänden vor Ort geplant.

Weitere Informationen: 
www.diegesellschafter.de

Nach dem Erfolg der Verabschie-
dung der ersten Menschenrechts-
konvention des 21. Jahrhunderts 
und damit auch der ersten 
Menschenrechtskonvention zum 
Schutz der Rechte behinderter 
Menschen durch die Vereinten 
Nationen müsse dieser Schwung 
beim Schopfe gepackt werden. 
Deutschland und die Staaten der 
Europäischen Union müssten als 
positive Beispiele voran gehen 
und die Ratifizierung der neuen 
Konvention möglichst schnell 

Deutscher Behindertenrat: Rechte 
behinderter Menschen stärken
„Echte Fortschritte bei der Verwirklichung eines sozialen und barrie-
refreien Europas“ erwartet der Deutsche Behindertenrat (DBR) von der 
europäischen Behindertenpolitik 2007. Dazu zählen die Ratifizierung 
der Menschenrechtskonvention zum Schutz der Rechte behinderter 
Menschen und das Eintreten für eine EU-Antidiskriminierungsrichtlinie 
für behinderte Menschen. Dies bekräftigte der DBR Anfang März.

und positiv voran treiben. „Wir 
haben eine große Verantwortung 
für die über 600 Millionen be-
hinderten Menschen in der Welt. 
Deshalb gilt es nun dieser gerecht 
zu werden und die Konvention 
von Anfang an zu stützen“, er-
klärte Horst Frehe, Vorsitzender 
des Sprecherrates des Deutschen 
Behindertenrates. 

Nicht nur hochaktuell, sondern 
längst überfällig sei die Verab-
schiedung einer Antidiskrimi-

nierungsrichtlinie für behinderte 
Menschen durch die Europäische 
Union. „Auch hier erwarten wir 
gerade während der Ratspräsi-
dentschaft der EU von Deutsch-
land wichtige Impulse“, erklärte 
Horst Frehe. Für Herbst sei ein 
Gespräch des Deutschen Behin-
dertenrates mit Bundeskanzlerin 
Angela Merkel anvisiert. „Wir er-
warten von der Bundeskanzlerin 
jedoch, dass sie sich bereits im ers-
ten Halbjahr 2007, also während 
der Ratspräsidentschaft, klar für 

eine Antidiskriminierungsricht-
linie positioniert“, so Horst Frehe. 
Vizekanzler Franz Müntefering 
hatte sich bereits im März bei ei-
nem Zusammentreffen mit dem 
Europäischen Behindertenforum 
(EDF) positiv zu einer möglichen 
Antidiskriminierungsrichtlinie 
für behinderte Menschen auf 
EU-Ebene geäußert. Die Dachor-
ganisation der Europäischen Be-
hindertenverbände hat im Januar 
eine Unterschriftensammlung für 
eine solche Richtlinie gestartet. 

Horst Frehe, Vorsitzender DBR
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Thema: Prävention

Bislang gehörte es nicht zu den 
Pflichten der Arbeitgeber, länger 
erkrankte Mitarbeiter zu iden-
tifizieren und direkt zu betreu-
en. Diese Aufgabe war bisher 
allein den Trägern der Sozialver-
sicherung zugewiesen. Doch mit 
Inkrafttreten des Gesetzes am 
1. Mai 2004 ist der Arbeitgeber 
nun selbst gefordert, sich aktiv 
einzubringen, damit seine kran-
ken Beschäftigten ihre Leistungs-
fähigkeit wiedererlangen. 

Mit § 84 SGB IX hat der Gesetzge-
ber der demographischen Entwick-
lung Rechnung getragen, wonach 
die immer älter werdende Bevöl-
kerung künftig fit fürs Arbeits-
leben bleiben muss. Angesichts 
sinkender Geburtenraten, einem 
drohenden Fachkräftemangel und 
der Zunahme chronischer Krank-
heiten ein zwingend notwendi-
ger Schritt. Aber die betriebliche 
Prävention ist nicht nur Ausdruck 
sozialer Verantwortung gegenüber 
den Beschäftigten, sondern liegt 
auch im ökonomischen Interesse 
eines Unternehmens. 

Die neue Dimension der 
betrieblichen Prävention
Dr. Friedrich Mehrhoff vom Hauptverband 
der Berufsgenossenschaften über den 
Paradigmenwechsel im Zuge des § 84 SGB IX

Mit Gesundheitsförderung, Arbeits- und Gesundheitsschutz tragen 
Betriebe genug zur Prävention bei. Das stellte die Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände fest, als § 84 SGB IX verabschie-
det wurde, und kritisierte, dass damit „der Weg der Überregulierung 
im Schwerbehindertenrecht“ fortgesetzt werde. Doch Dr. Friedrich 
Mehrhoff hält dagegen: „Betriebliche Prävention im Sinne von Ein-
gliederungsmanagement geht weit über die bisherigen Aufgaben der 
Rehabilitationsträger hinaus – zum Nutzen von Unternehmen und 
Gesellschaft gleichermaßen.“ Der Leiter des Stabsbereich Rehabili-
tationsstrategien und -grundsätze beim HVBG erläutert in Rehavision, 
warum er den nicht mehr ganz so neuen Paragraphen für einen Paradig-
menwechsel in der Sozialpolitik hält.

„Die neue Rechtspflicht der Ar-
beitgeber sollte als Chance ge-
nutzt werden“, unterstreicht daher 
auch der 53-jährige Mehrhoff. 
„Denn Arbeitgeber profitieren 
davon, Fehlzeiten zu reduzieren, 
Entgeltfortzahlungen zu sparen, 
Beiträge für Sozialversicherungen 
zu senken und das Image eines 
gesunden Unternehmens zu erhö-
hen.“ Vor allem für Kleinbetriebe, 
die schnell an die Existenzgrenze 
gerieten, wenn spezialisierte Mit-
arbeiter plötzlich länger ausfielen, 
sei das neue Gesetz alles andere 
als eine Last. Mehrhoff: „Wenn 
Unternehmen erkennen, dass es 
sinnvoller ist Fachleute im Unter-
nehmen zu halten, weil aufgrund 
der demographischen Verände-
rung keine neuen mehr zu fin-
den sind, dann erkennen sie auch 
schnell die Notwendigkeit eines 
betrieblichen Eingliederungsma-
nagements.“

Der Arbeitsplatzbezug im 
Zentrum des Handelns
Bisher haben die Arbeitgeber Bei-
träge an die Sozialversicherung 
gezahlt und die medizinische Ver-
sorgung ihrer Mitarbeiter bis zu de-
ren Rückkehr an den Arbeitsplatz 
komplett an die Sozialversiche-
rung und ihre Leistungserbrin-
ger abgegeben. „Jetzt müssen sie 
selbst ein Stück mitleisten“, so 
der Jurist aus Sankt Augustin, 
und wertet diese Veränderung der 
Akteure als Paradigmenwechsel 
in der Sozialen Sicherung. Zwar 
blieben die sozialen Versicherer 
wie Kranken-, Unfall-, Rentenver-
sicherung und Bundesagentur für 

Arbeit in der Leistungsverantwor-
tung, aber Arbeitgeber und Be-
triebe kämen nun als Akteure zur 
Früherkennung und Verantwort-
liche für die Gesundheit kranker 
Beschäftigter dazu. „Damit hat es 
eine Bewegung hin zum Arbeits-
platzbezug und zu den Sozialpart-
nern gegeben, jetzt ist alles darauf 
zugeschnitten, die Beschäfti-
gungsfähigkeit der Mitarbeiter zu 
erhalten“, betont Mehrhoff den 
neuen Ansatz. Für die sozialen 
Versicherer bedeutet das noch 
mehr Kooperation im Sinne von 
Leistungen „aus einer Hand“ ge-
genüber den Betrieben.

Vernetztes Handeln statt 
Barrieren
Während es bis heute großer An-
strengungen bedarf, damit ver-
schiedene Organisationen und 
Fachleute miteinander kooperie-
ren, lässt die neue Dimension der 
betrieblichen Prävention Fort-
schritte im vernetzten Denken 
und Handeln erwarten. Mehrhoff: 
„In Deutschland gibt es im Bereich 
der Wiedereingliederung viele Ex-
perten, die sich für Unternehmen 
und Mitarbeiter einsetzen – aller-
dings jeder in seiner begrenzten 
Kompetenz und oftmals nebenei-
nander.“ Manchmal erzeuge das 
Barrieren, bedauert Mehrhoff und 
fordert, dieses Expertenpotenzi-
al zu aktivieren und zum Wohl 
des Unternehmens miteinander 
zu vernetzen. „Hier wirkt das be-
triebliche Eingliederungsmanage-
ment wie ein Katalysator“, ist der 
HVBG-Jurist überzeugt und hat 
die schöne, neue Welt der be-
trieblichen Eingliederung bereits 
vor Augen: „So kümmern sich 
Arbeitsmediziner zunehmend um 
ein betriebliches Eingliederungs-
management und damit um Reha-
bilitationselemente im Sinne der 
beruflichen Teilhabe. Forschungs-
institute widmen sich der Qualität 
in Prävention und Rehabilitation. 

Berufsförderungswerke, die bisher 
Umschulungen auf Kosten der So-
zialversicherer durchgeführt ha-
ben, nutzen nun ihre Kontakte zu 
den Betrieben, um sie in Fragen 
der betrieblichen Prävention zu 
beraten.“ Schon jetzt entwickelten 
sich im Umfeld des betrieblichen 
Eingliederungsmanagements über-
zeugende neue Dienstleistungen 
für Akteure in Prävention und Re-
habilitation – jeweils mit direktem 
Arbeitsplatzbezug.

Deutschland im internationalen 
Vergleich an der Spitze
Dazu zählen sicher die Erfahrungen 
aus dem EIBE-Projekt, welche die 
Deutschen Berufsförderungswerke 
künftig Betrieben anbieten werden. 
Zu den neuen Dienstleistern zählen 
aber auch die Disability Manager. 
Als zertifizierte Experten küm-
mern sie sich um den Erhalt von 
Abilities, sprich von Fähigkeiten. 
Da sich die Berufsgenossenschaf-
ten bereits seit langem dem Thema 
„Return to Work“ widmen, hat der 
Hauptverband die Zertifizierungs-
rechte für den deutschsprachigen 
Raum erworben und vermittelt 
nun zusammen mit seinen Bil-
dungspartnern, zu denen auch die 
Berufsförderungswerke gehören, 
die wesentlichen Kompetenzen für 
Disability Manager. Derzeit lassen 
sich die Berufsförderungswerke 
zudem noch als Arbeitgeber im 
Disability Management auditieren.

Mittlerweile sind von welt-
weit rund 530 Personen 400 in 
Deutschland zertifiziert. „Mit der 
Verabschiedung des § 84 SGB IX 
hat sich Deutschland an die Spit-
ze des Disability Managements 
gesetzt“, freut sich Mehrhoff und 
ist überzeugt, „wir haben damit 
ein effektives integriertes Gesund-
heitsmanagement zum Erhalt der 
Beschäftigungsfähigkeit und der 
Vermeidung von Frühverrentung 
bekommen.“Dr. Friedrich Mehrhoff vom HVBG
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Im Rahmen eines Bildungsverbunds 
der Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Berufsförderungswerke mit dem 
Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften (HVBG) 
bildet das Berufsförderungswerk 
Sachsen-Anhalt Disability Mana-
ger nach einem in Kanada entwi-
ckelten Modell aus. 17 Teilnehmer 
aus 13 Berufsförderungswerken 
sowie zwei Mitarbeiter des Berufli-
chen Trainingszentrums Hamburg 
haben die Prüfungen zum CDMP© 
bereits bestanden und können nun 
als Eingliederungsmanager für die 
Mitarbeiter in den eigenen Reihen 
oder als Dienstleister für Unterneh-
men der Region tätig werden. 

Doch bevor es soweit war, ha-
ben sich die Teilnehmer das er-

Disability Manager-Weiterbildung im BFW 
Experten für Arbeitskräfteerhalt zertifiziert 
Die berufliche Leistungsfähigkeit von Beschäftigten ist der Motor einer 
gesunden, wenn auch alternden Gesellschaft. Als zertifizierte Experten 
kümmern sich so genannte Disability Manager um den Erhalt dieser 
Arbeitskraft. Vor einem Jahr startete im BFW Sachsen-Anhalt der erste 
Lehrgang zum Certified Disability Management Professional (CDMP©), 
mittlerweile haben deutschlandweit rund 400 Teilnehmer die Prüfung 
erfolgreich absolviert und können sich nun Disability Manager nennen. 

forderliche Know-how im BFW 
Sachsen-Anhalt angeeignet: an-
gefangen vom Aufbau eines Disa-
bility-Management-Systems im 
Unternehmen, über die Planung, 
Koordinierung und Umsetzung des 
gesamten Eingliederungsprozesses 
bis zur Kommunikation zwischen 
allen Akteuren. Zudem haben die 
Teilnehmer Wissen im Arbeits- 
und Sozialrecht sowie in Fragen 
des Leistungsrechts, der Betriebs-
wirtschaft und des Marketing er-
worben. 

Von den Teilnehmern wurde das 
Weiterbildungsangebot durchweg 
positiv bewertet. Rose-Marie Fie-
ger, Lehrgangskoordinatorin im 
BFW: „Im Rahmen einer begleiten-
den Evaluation haben die Kursteil-

nehmer sowohl für die einzelnen 
Module als auch den Gesamtein-
druck der Weiterbildung Bestnoten 
vergeben.“ 

Weiterbildung nach Bedarf
Doch mit der Prüfung allein ist es 

nicht getan. Um den Titel CDMP 
dauerhaft führen zu können, müs-
sen die Experten in Sachen Betrieb-
liches Eingliederungsmanagement 
regelmäßig Fachseminare besu-
chen und darüber jährlich 20 Wei-
terbildungsstunden nachweisen.

 Rezertifizierungsangebote im BFW Sachsen-Anhalt

  Aufbau und Integration eines Betrieblichen Gesundheitsmanagements 
 im Unternehmen

  Das Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) – staatliche 
 Reglementierung oder Instrument zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit?

  Fallseminar zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement
  Ausgewählte psychische Erkrankungen im Kontext des BEM
  Moderne Wege zur effektiven Stressbewältigung/Zeitmanagement 

 im Prozess des BEM
  Kommunikationstraining für Akteure im BEM
  Biografische Beratung im Prozess des BEM
  Suchtprävention/Umgang mit Suchterkrankungen als 

 Bestandteil betrieblicher Fürsorgepflicht
  Neuropsychologisches Basiswissen für Fachkräfte der Rehabilitation
  Arbeits- und sozialrechtliche Grundlagen im Umgang mit 

 leistungsgeminderten oder schwer behinderten Mitarbeitern

Gestartet ist das Projekt EIBE – Ent-
wicklung und Integration eines 
betrieblichen Eingliederungsma-
nagements – in Zusammenarbeit 
mit dem Institut für Qualitätssiche-
rung in Prävention und Rehabili-
tation GmbH (IQPR) im Jahr 2005. 
Ende 2006 hat sich das Berufsförde-
rungswerk (BFW) Stralsund nun im 
Rahmen des Qualitätsmanagements 
sein Betriebliches Eingliederungs-
management zertifizieren lassen 
– und ist damit in Deutschland 
nach den Fordwerken das zweite 
offiziell zertifizierte Unternehmen. 
Mit seinen über 150 Mitarbeitern 

Erfahrungen für KMU gesammelt
Betriebliches Eingliederungsmanagement 
des BFW Stralsund offiziell zertifiziert
Eine lange Krankschreibung kann schnell jeden Mitarbeiter treffen. 
Überalterte Belegschaften, der Mangel an qualifizierten Nachwuchs-
kräften und die Verlängerung der Lebensarbeitszeit bei Wegfall der 
Altersteilzeit haben viele Groß-Unternehmen schon vor der gesetzli-
chen Forderung nach Einführung eines Betrieblichen Eingliederungs-
managements nach Lösungen suchen lassen. Die allerdings sind 
nicht ohne weiteres auf kleine und mittelständische Unternehmen 
zu übertragen, in denen immerhin zwei Drittel aller Arbeitnehmer 
beschäftigt sind. Die Berufsförderungswerke haben sich daher im 
Rahmen des Projektes EIBE zum Ziel gesetzt, im eigenen Unterneh-
men ein Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) zu organi-
sieren und einzuführen.

hat das Berufsförderungswerk 
als Unternehmen mittlerer Grö-
ße dabei Erfahrungen sammeln 
können, die es in den nächsten 
Jahren für viele andere kleine 
und mittelständische Unterneh-
men (KMU) in Mecklenburg-Vor-
pommern und deutschlandweit zu 
einem interessanten Gesprächspart-
ner macht. 

BFW-Geschäftsführer Werner Sem-
melhack: „Im Zertifizierungsprozess 
mussten wir den Nachweis erbrin-
gen, dass mit dem BEM in Stral-
sund ein System geschaffen wurde, 

das nicht nur auf dem Papier Be-
stand hat, sondern wirklich mit Le-
ben erfüllt ist und in der täglichen 
betrieblichen Praxis funktioniert.“ 

Voraussetzungen für 
funktionierendes BEM
Dazu gehört ein Beauftragter für 
das Betriebliche Eingliederungs-
management, den die Unterneh-
mensleitung des BFW Stralsund 
berief und dessen Ausbildung und 
Prüfung zum Disability Manager 
CDMPTM sie sicher stellte. Und 
dazu gehörte vor allem eine um-
fangreiche Kommunikationsarbeit: 
Denn jeder Mitarbeiter musste über 
Inhalte und Sinn des BEM-Sys-
tems persönlich informiert werden 
– auch um Ängste und Vorbehalte 
abzubauen. Schließlich kostet es 
Überwindung, sich dem Beauftrag-
ten für das Betriebliche Eingliede-
rungsmanagement zu öffnen und 
Probleme und Leiden preiszugeben, 
damit gemeinsam an den Ursachen 
gearbeitet werden kann oder damit 
durch technische und/oder orga-
nisatorische Hilfen die Leistungen 

am Arbeitsplatz wieder erbracht 
werden können. 

Erfolge schnell sichtbar
Aber der Erfolg zeigte sich schnell: 
Mit 23 Mitarbeitern, die länger er-
krankt waren, wurden inzwischen 
Gespräche geführt. In zehn Fällen 
wurde das Eingliederungsma-
nagement zeitnah beendet, weil 
die Krankheit folgenlos ausheilte. 
Für die verbleibenden Fälle wird 
mit den Betroffenen weiter nach 
Lösungen gesucht. Und erst wenn 
die bestehende Arbeitsunfähigkeit 
auf Dauer überwunden ist und der 
BFW-Mitarbeiter seine Leistung 
am Arbeitsplatz wieder dauerhaft 
voll erbringen kann, ist das BEM 
abgeschlossen.

Thema: Prävention

Hat ein funktionierendes System 
geschaffen: Werner Semmelhack, 
BFW-Geschäftsführer in Stralsund
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Sehbehinderung und Blindheit verstehen 
IFD-Forum im BFW Würzburg

„Menschen mit Behinderung sind 
vor allem dann beruflich erfolg-
reich, wenn die Fähigkeiten des 
Betroffenen passgenau mit den 
Anforderungen des Arbeitsmark-
tes übereinstimmen“ betonte Jörg 
Bungart, Geschäftsführer der Bun-
desarbeitsgemeinschaft für Unter-
stützte Beschäftigung (BAG UB). 
Daher sei es wichtig, die vielfäl-
tigen Unterstützungsangebote der 
Träger im Bereich der beruflichen 

Teilhabe aufeinander abzustim-
men. „Die Unterstützungsange-
bote orientieren sich idealerweise 
am Bedarf der Betroffenen und 
der Arbeitgeber“, so Bungart. Nur 
so sei eine verbesserte betriebliche 
Beschäftigung und eine nachhal-
tige Sicherung des Arbeitsver-
hältnisses möglich. Beispiele für 
die optimale Umsetzung dieser 
Forderung gaben Manfred Ger-
linger und Oliver Schroeder vom 

10 Rehavision

BFW Würzburg. Sie machten klar, 
dass mehr als 70 % der blinden 
und sehbehinderten Absolventen 
des BFW Würzburg nach Beendi-
gung ihrer arbeitsmarktorientier-
ten BFW-Maßnahme wieder über 
einen festen Arbeitsplatz verfü-
gen. Drei Workshops zum Thema 
Sehbehinderung und Blindheit 
vertieften das Bewusstsein, wie 
schwer es Betroffene im Berufs-
leben, aber auch beim Bewälti-
gen des Alltags haben. Nur eine 
enge Kooperation der einzelnen 
Träger im Bereich der beruflichen 
Bildung führt zur erfolgreichen 
Wiedereingliederung. IFD und Be-
rufsförderungswerken kommt da-
bei eine maßgebliche Rolle zu. 

„Sehbehinderung und Blindheit verstehen“, so war eine Veranstaltung 
des BFW Würzburg überschrieben, an der Mitarbeiter von Integrations-
fachdiensten (IFD) aus dem gesamten Bundesgebiet teilnahmen. Exper-
ten informierten im Rahmen von Workshops über die unterschiedlichen 
Ausprägungen von Seheinschränkungen und über Möglichkeiten, mit 
den richtigen Hilfsmitteln dennoch beruflich leistungsfähig zu sein.

Jörg Bungart forderte auf dem 
IFD-Forum im BFW Würzburg die 
enge Zusammenarbeit aller an der 
Rehabilitation beteiligten Seiten.

Zukunft Reha – das Konsensmodell
Parlamentarischer Abend der Berufsförderungswerke 
und Berufsbildungswerke
„Die Berufsförderungswerke und Berufsbildungswerke bilden einen 
unverzichtbaren Bestandteil der beruflichen Qualifizierung und Inte-
gration von Menschen mit Behinderungen!“ Das machte die Beauf-
tragte der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen, 
Karin Evers-Meyer anlässlich des fünften Parlamentarischen Abends 
der Berufsförderungswerke und Berufsbildungswerke ganz deutlich. 
Es sei nicht hinzunehmen, dass durch massive Belegungsrückgänge in 
den Einrichtungen eine bewährte Infrastruktur gefährdet würde, so die 
Politikerin in ihrem Grußwort und forderte: „Hier müssen die Verant-
wortlichen entschieden gegensteuern.“

Mehr als 50 Gäste - darunter Mit-
glieder aller Fraktionen im Deut-
schen Bundestag und leitende 
Mitarbeiter aus Ministerien und 
von Sozialversicherungsträgern 
- füllten am 9. November den 
Raum „Bayern“ im Haus der par-
lamentarischen Gesellschaft in 
unmittelbarer Nachbarschaft des 
Reichstages in Berlin. Sie waren 
unter dem Motto „Zukunft Reha 
– das Konsensmodell“ zusam-
mengekommen, um sich über die 
Aufgabe der beiden Bildungsins-
titutionen sowie über die Arbeits-
marktreform und ihre Folgen für 
Menschen mit Behinderungen 
auszutauschen. 

Alt: Besondere Rolle der BFW
Heinrich Alt, Vorstandsmitglied 
der Bundesagentur für Arbeit, 
stellte den sozialpolitischen Auf-
trag der Bundesagentur heraus 
und betonte, dass die Einrich-
tungen der beruflichen Rehabi-
litation in der Umsetzung dieses 
Auftrages eine besondere Rolle 
einnähmen. Er verschwieg nicht, 
dass es im Rahmen der SGB II-
Gesetzgebungen zu Problemen 
gekommen sei und kündigte 
Gespräche mit den Arbeitsge-
meinschaften an, um die Bele-
gungsproblematik insbesondere 
bei den Berufsförderungswerken 
zu entschärfen.

Hirrlinger: Schieflage verhindern
Gewohnt kämpferisch warnte 
Walter Hirrlinger, Präsident des 
Sozialverbandes VdK Deutsch-
land, davor, den Umbau des 
Sozialstaates auf dem Rücken 
behinderter und chronisch kran-
ker Menschen auszutragen. Er 
sprach sich für die Einrichtungen 
der beruflichen Rehabilitation 
aus und forderte die Politik und 
Reha-Träger auf, das Notwendige 
zu tun, um eine wirtschaftliche 
Schieflage der Berufsförderungs- 
und Berufsbildungswerke zu ver-
hindern. Hirrlinger verwies auf 
die sehr guten Arbeitsergebnisse 
dieser Einrichtungen. Vor die-
sem Hintergrund sei der massive 
Zuweisungsrückgang vor allem 
bei den Berufsförderungswerken 
nicht vertretbar: „Es kann nicht 
hingenommen werden, dass durch 
Probleme in der Umsetzung der 
Reformen, die Belange behinder-
ter Menschen unberücksichtigt 
bleiben und möglicherweise dau-
erhaft dringend notwendige Ka-
pazitäten abgebaut werden.“

Gelegenheit für intensive Gespräche bot der Parlamentarische Abend in Berlin. 

Konsens in Berlin: Karin Evers-Meyer 
und Heinrich Alt

Bildung und Ausbildung stellen 
tragende Säulen der Gesellschaft 
dar, hierin waren sich alle Beteilig-
ten an diesem Abend einig. Ebenso 
darin, dass Berufsbildungswerke 
und Berufsförderungswerke mit 
ihrem umfangreichen Integrati-
ons- und Qualifizierungsangebot 
einen unverzichtbaren Beitrag 
leisten, um Menschen mit Behin-
derungen auch in Zukunft eine 
echte Chance zur Teilhabe in der 
Gesellschaft zu bieten. Am Ende 
des Abends stand fest: Es ist eine 
gute Basis gelegt, um der berufli-
chen Rehabilitation von Menschen 
mit Behinderungen als Konsens-
modell unserer Gesellschaft eine 
Zukunft zu geben.
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Das 2005 gestartete Projekt apk-
Arbeit für psychisch kranke und 
behinderte Menschen ist breit ange-
legt: Hauptziel ist es, bessere Rah-
menbedingungen für die Integration 
psychisch kranker und behinderter 
Menschen in Arbeit und Beschäf-
tigung zu schaffen. Dabei kommt 
eine Reihe von Strategien zum Ein-
satz, die auf der Nutzung und dem 
intensiven Ausbau vorhandener 
regionaler Netzwerke im Rahmen 
der psychiatrischen Hilfesysteme 
beruhen. Besonderer Wert wird dar-
auf gelegt, dass zu den Akteuren in 
diesen Netzwerken auch die Ent-
scheidungsträger der Kostenträger 
und Multiplikatoren aus regionalen 
Wirtschaftsunternehmen gehören.

Geeignete Instrumente 
für Hilfeplanung
Mit geeigneten Instrumenten, ins-
besondere mit der Einrichtung von 
Hilfeplankonferenzen und dem 
konsequenten Einsatz eines Do-
kumentations- und Planungstools 
(Integrierter Behandlungs- und 
Rehabilitationsplan) soll die Hilfe-

Mehr Beschäftigung für psychisch Kranke
EQUAL-Entwicklungspartnerschaft 
„apk“ – Arbeit für psychisch kranke 
und behinderte Menschen
In Deutschland nimmt die Zahl der psychisch kranken und behinderten 
Menschen beständig zu. Gleichzeitig gibt es auf dem Arbeitsmarkt nur 
eine geringe Bereitschaft, Betroffene zu integrieren. Hier setzt das Pro-
jekt apk an, das als EQUAL-Entwicklungspartnerschaft mit elf Partnern 
durchgeführt wird. Einer der Partner ist das BFW Hamburg. Rehavision
berichtet über Ziele und erste Erfahrungen des Projektes.

planung für die Klienten sehr eng 
am individuellen Bedarf ausge-
richtet und nachgehalten werden. 
Vor diesem Hintergrund werden im 
regionalen Netzwerk die Leistun-
gen verschiedener Einrichtungen 
zu einem intelligenten, unter den 
Leistungserbringern abgestimm-
ten Angebot verknüpft, das von 
Anfang an von den Kostenträgern 
mit bestimmt wird. Ergänzend soll 
das Angebot an behinderungsge-
rechten, individuell passgenauen 
Arbeitsplätzen in Kooperation mit 
den Entscheidungsträgern in re-
gional ansässigen Unternehmen 
qualitativ und quantitativ erweitert 
werden. Eine besondere Rolle spie-
len dabei die Erprobung neuartiger 
Arbeitsplätze mit einer flexibili-
sierten Arbeitszeitgestaltung und 
die Entwicklung niederschwelliger 
Arbeitsangebote. Hier sind aller-
dings im Projektverlauf die größ-
ten Hürden entstanden – denn die 
Bereitschaft, Arbeitskräfte mit psy-
chischen Vorerkrankungen oder gar 
mit anhaltenden psychisch beding-
ten Einschränkungen einzustellen, 

ist sehr gering. Anders im Bereich 
der so genannten 1-Euro-Jobs: Hier 
konnten vielfältige Erfahrungen 
gesammelt werden, die die beein-
druckende Leistungsfähigkeit der 
Betroffenen dokumentieren – wenn 
sie auch nicht grundsätzlich bes-
sere Chancen für deren Integration 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
eröffneten. Deutlich geworden ist 
in jedem Fall, dass für die Inte-
gration in den Arbeitsmarkt ein 
langwieriger Veränderungsprozess 
erforderlich sein wird, der einen Be-
wusstseinswandel insbesondere bei 
den betrieblichen Personalentschei-
dern beinhaltet. Denn noch ziehen 
die Entscheider multifunktional 
einsetzbare, junge und uneinge-
schränkt leistungsfähige Menschen 
vor. Geschützte oder auch nur indi-
viduell ausgestaltete Arbeitsplätze, 
die zwischen dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt und den Werkstätten für 
behinderte Menschen liegen, gibt es 
kaum, so dass einem psychisch er-
krankten Menschen ein Prozess der 
langfristig angelegten Reintegration 
weitgehend verwehrt ist. Zum ei-
nen, so die erste Erkenntnis, müssen 
daher Arbeitsplätze, die den beson-
deren Bedürfnissen der psychisch 
kranken und behinderten Menschen 
Rechnung tragen, sehr schnell von 
öffentlichen Stellen eingerichtet 
werden. Zum anderen muss statt 
Defizitargumenten die Zuwendung 
zu einem Diversity-Management 
im Vordergrund stehen, das die 
besonderen Fähigkeiten und Quali-

fikationen der einzelnen Menschen 
berücksichtigt.

Fokus auf Potenzial legen
Auch bei den ARGEn, den Agentu-
ren für Arbeit und den Sozialäm-
tern muss der Fokus noch stärker 
auf das Potenzial psychisch kranker 
und behinderter Menschen gelegt 
werden. Deren Mitarbeiter werden 
daher regelmäßig zu den Netzwerk-
treffen und Hilfeplankonferenzen 
eingeladen. Weitere Unterstützung 
sollen spezielle Assessmentverfah-
ren bieten, die zurzeit in mehreren 
Teilprojekten erprobt werden. Ein 
ungelöstes Problem ist die Finan-
zierung eines inzwischen von al-
len Seiten geforderten Akteurs, 
der im Fachdiskurs unterschiedlich 
benannt wird und dessen Aufga-
be innerhalb des bis Ende 2007 
laufenden Projekts die Teilpro-
jektkoordinatoren wahrnehmen. 
Persönliche Ansprechpartner, In-
tegrationscoaches, Fallmanager, 
Case-Manager - gemeinsam ist ih-
nen, dass sie die Integrationspro-
zesse anstoßen und die Einhaltung 
der Vereinbarungen überprüfen. 
Sie beraten die Klienten und die 
Unternehmen in Hinsicht auf För-
derungen, Minderleistungsausgleich 
oder im Sinne einer Umorganisation. 
Dieser als notwendig erkannte Reha-
übergreifende Case-Manager – auch 
als BFW-Zusatzangebot – ist derzeit 
noch nicht als bezahlte Dienstleis-
tung durchzusetzen. Hieran arbeiten 
die Beteiligten noch.

Innovationen

Jährlich erkranken etwa 80.000 
Menschen an Aphasie, einer 
Sprachstörung, die als Folge ei-
ner Gehirnschädigung, wie einem 
Schlaganfall oder einem Schädel-
Hirn-Trauma, auftreten kann und 
oft nicht nur die Sprach- sondern 
ebenso die Lese- und Schreibfä-
higkeit einschränkt. Im Extremfall 
kann der Betroffene nicht mehr 
mit seiner Umwelt kommunizieren. 

Neue Chancen für Aphasiker
Bundesweit einmaliges Modellprojekt 
Lange gab es für Menschen, die unter einer Sprachstörung infolge 
einer neurologischen Erkrankung leiden, keine Möglichkeit zur beruf-
lichen Rehabilitation. Hier setzt ein bundesweit einmaliges Modell-
projekt des BFW Nürnberg an: Aphasiker, also von einer solchen 
Sprachstörung betroffene Menschen, die ihre bisherige berufliche 
Tätigkeit nicht mehr ausüben können, erhalten durch die integrative 
berufliche Rehabilitation „IBRA“ eine Chance zur dauerhaften Wieder-
eingliederung in das Berufsleben.

Die Denkfähigkeit ist jedoch in der 
Regel nicht beeinträchtigt, somit 
ist Aphasie keine geistige Behin-
derung, sondern eine erworbene 
Sprachbehinderung. 

Das Projekt IBRA setzt auf eine enge 
Verzahnung von medizinischer und 
beruflicher Rehabilitation, um eine 
intensive aphasiespezifische Be-
treuung des Rehabilitationsprozes-

ses zu gewährleisten. Bereits in der 
Reha-Vorbereitung wird schwer-
punktmäßig an der Verbesserung 
der sprachlichen und kommuni-
kativen Fähigkeiten sowie an der 
Steigerung von Konzentrations-, 
Aufmerksamkeits- und Gedächt-
nisleistungen gearbeitet. Die ei-
gentliche berufliche Rehabilitation 
von Aphasikern im BFW Nürnberg 
erfolgt in Lernorten, die berufli-
che Alltagssituationen spiegeln 
und in denen eigenverantwortlich 
realitätsnahe Projekte bearbeitet 
werden. Basis ist die handlungso-
rientierte Ausbildung, die den Auf-
bau kognitiver Strukturen und die 
Verbesserung der Gedächtnis- und 
Lernleistung fördert. Zusätzlich 
erhalten die Teilnehmer bedarfs-
orientiert individuelle Lernhilfen 
und Sprachtherapie. Auch die Hil-
festellung bei der Integration in 
den Arbeitsmarkt ist Teil von IBRA 
und reicht von der Erarbeitung 

individueller Bewerbungsstrate-
gien bis hin zur Aufklärung von 
Arbeitgebern über das Behinder-
tenbild Aphasie. Eine Case-Man-
gerin überwacht den gesamten 
Reha-Prozess, organisiert die not-
wendigen individuellen Hilfen und 
hält den Kontakt zu Reha-Trägern, 
Angehörigen und Arbeitgebern. 
Das Projekt wird wissenschaftlich 
begleitet durch das Institut für em-
pirische Soziologie an der Univer-
sität Erlangen-Nürnberg. 
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Bislang wurden diese im Indivi-
duellen Integrations- und Förder-
plan (IFP) festgehalten. Inzwischen 
herrscht bei Berufsförderungswer-
ken und Reha-Trägern allerdings 
Konsens, dass der IFP in der bishe-
rigen Form nicht mehr ausreicht. 
Mit dem Aachener Profil-Modul 
– kurz ProMo – geht nun ein In-
strument an den Projekt-Start, das 
der transparenten Dokumentation 
und Prozesssteuerung des indi-
viduellen Rehabilitationsverlaufs 
dient und damit ein ideales Ele-
ment im Qualitätsmanagement ist.

ProMo geht an den Projektstart
Neues Instrument zur Steuerung des individuellen 
Rehabilitationsverlaufs beginnt im Frühjahr seine Testphase

Das Profil-Modul wurde an der 
Rheinisch-Westfälischen Techni-
schen Hochschule (RWTH) Aachen 
am Lehrgebiet für Berufliche 
Rehabilitation entwickelt. Die 
Wissenschaftler verbürgen sich 
auch für Objektivität und Hand-
habbarkeit – schon im Vorfeld 
wurde das Modul auf verschie-
denste Gütekriterien getestet. 
Der offizielle Startschuss für das 
von der Deutschen Rentenversi-
cherung geförderte Projekt war 
am 1. Januar 2007, die Praxis-
phase beginnt im Frühjahr: In 

zehn über das ganze Bundesge-
biet verteilten Berufsförderungs-
werken wird dann das ProMo 
eingesetzt. Um die Mitarbeiter 
auf den Umgang mit dem Pro-
Mo gut vorzubereiten, hat das 
Projektteam der RWTH unter 
Leitung von Prof. Will Spijkers 
jedes der zehn teilnehmenden 
Berufsförderungswerke in das 
ProMo eingeführt. Auch im wei-
teren Projektverlauf ist ein enger 
Kontakt mit den Reha-Teams 
der verschiedenen Berufsförde-
rungswerke geplant, um den Un-
tersuchungsablauf beobachten 
zu können. Die endgültige Daten-
auswertung wird voraussichtlich 
im letzten Quartal 2008 erfolgen.
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Wie erfolgreich ein Rehaprozess verläuft, zeigt sich am Ende mit 
der erfolgreichen Vermittlung des Teilnehmers in den Arbeitsmarkt. 
Doch es sind viele Bausteine, die den Weg dorthin markieren. 

Gut 90 Prozent der Deutschen 
unter 30 Jahren sind mittlerweile 
online und 25 Prozent der Unter-
nehmen setzen heute schon auf 
E-Learning – Tendenz steigend. 
Kein Wunder, dass sich die Fach-
referenten aus Wirtschaft und 
Bildung beim ARGE-Workshop 
eLearning2007@arge in Frankfurt 
einig waren: „E-Learing ist ein 
Zukunftsbereich.“ Zusammen mit 
über 80 Teilnehmern diskutierten 

Fit für die Zukunft
Deutsche Berufsförderungswerke künftig 
mit gemeinsamem E-Learning-Konzept

sie im BFW Frankfurt über den 
Einsatz der neuen Medien als mo-
dernes Unterrichtsmittel und den 
Erwerb von Selbstlernkompetenz 
als Schlüsselqualifikation für die 
Wirtschaft. 

Einheitliches Konzept unter-
streicht Bildungskompetenz
In den meisten Berufsförde-
rungswerken wird E-Learning 
bereits seit vielen Jahren ein-

gesetzt, mit der Veranstaltung 
in Frankfurt fiel nun der Start-
schuss für ein einheitliches 
E-Learning-Konzept für alle 28 
Berufsförderungswerke. „Mit dem 
gemeinsamen Konzept stellen sich 
die Berufsförderungswerke den 
Anforderungen nach neuen Leis-
tungsangeboten, die von einem 
sich ständig verändernden Ar-
beitsmarkt nachgefragt werden“, 
betonte Manfred Thrun, Vorsit-
zender der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Berufsförderungswerke. 
Gleichzeitig unterstreichen sie mit 
dem gemeinsamen Konzept ihre 
Kompetenz als innovative Bil-
dungsanbieter. Mit der Entwick-
lung der Rahmenkonzeption war 
die Projektgruppe Fernausbildung 
der Helmut-Schmidt-Universi-
tät, Universität der Bundeswehr 
Hamburg, beauftragt worden. 
Sie ist spezialisiert auf die Ent-
wicklung technologiegestützter 
pädagogisch-didaktischer Weiter-
bildungskonzepte.

ARGE BFW: Neuer Internetauftritt 
Die Deutschen Berufsförderungswerke 
haben in diesem Jahr mit einem Re-
launch ihres bisherigen Internetauf-
trittes begonnen. Diese Erneuerung 
erfolgt schrittweise und wird 2008 
vollständig abgeschlossen sein. 
Dann werden auf den Internetseiten 
der Arbeitsgemeinschaft alle Infor-
mationen tagesaktuell, barrierefrei 
und mehrsprachig zu bekommen 
sein. Seit April 2007 kann der neue 
Internetauftritt aufgerufen werden: 
www.ddbfw.de 

16. Reha-Kolloquium
Zum 16. Mal fand Ende März 
das Rehabilitationswissenschaftliche 
Kolloquium der Deutschen Renten-
versicherung (DRV) statt. Zusam-
men mit der Deutschen Gesellschaft 
für Rehabilitationswissenschaften, 
dem Lehrstuhl für Versorgungssys-
temforschung und Grundlagen der 
Qualitätssicherung in der Rehabili-
tation sowie der Charité Universi-
tätsmedizin Berlin präsentierte die 
DRV über 200 wissenschaftliche 
Vorträge und rund 60 Posterbeiträge. 
Schwerpunkt des diesjährigen Kollo-
quiums war das Thema „Prävention 
und Rehabilitation“ mit dem Fokus 
„Gesund älter werden“. Ein Teil der 
Veranstaltung in Berlin beschäf-
tigte sich intensiv mit Rehabilitati-
on und Arbeitswelt. Dabei ging es 
um berufliche Orientierung in der 
medizinischen Rehabilitation und 
Rückkehr zur Arbeit, Evaluation und 
Weiterentwicklung der Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben, die 
Verzahnung medizinischer und be-
ruflicher Rehabilitationsleistungen 
(unter anderem Phase-II-Einrichtun-
gen, RPK) sowie um das betriebliche 
Eingliederungsmanagement.

Mit einer Auftaktveranstaltung vereinbarten die Deutschen Berufsför-
derungswerke (BFW) am 7./8. Februar eine einheitliche Konzeption 
zum Thema E-Learning. Künftig werden alle BFW einen einheitlichen 
Standard bei Didaktik, Technologie und Inhalt haben – und damit bun-
desweit eine einheitliche Qualität der modernen technologiegestütz-
ten Weiterbildung garantieren.

E-Learning in den BFW bedeutet 
Vielfalt und Qualität – das 
unterstrichen Dr. Manuel Schulz 
(Helmut-Schmidt-Universität,
Mitte), ARGE-Vorsitzender 
Manfred Thrun (rechts) mit 
Moderatorin Astrid Jaehn.

REHAvision 1-2007.indd   REHA12REHAvision 1-2007.indd   REHA12 04.04.2007   9:05:06 Uhr04.04.2007   9:05:06 Uhr


